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Allgemeines Verwaltungsrecht und Verwaltungskostenrecht
Extra: Fehlerhafte Verwaltungsakte

A. Überblick zum rechtswidrigen Verwaltungsakt

	Unbeachtlicher Fehler

(Art. 46 BayVwVfG)
	Anfechtbarkeit
	Nichtigkeit,

s.u. B.

(Art. 44 BayVwVfG)

	
	Formelle

Rechtswidrigkeit
	Materielle

Rechtswidrigkeit
	

	
	Heilbarkeit

(Art. 45 BayVwVfG)
	Umdeutung

(Art. 47 BayVwVfG)
	


B. Nichtigkeit des Verwaltungsakts - Art. 44 BayVwVfG

	Absolute

Nichtigkeitsgründe

(Positivklausel)
	Negativkatalog (Negativklausel)
	Generalklausel

(Evidenzklausel)
	Teilnichtigkeit

	Abs. 2
	Abs. 3
	Abs. 1
	Abs. 4

	Nr. 1: Erlassende Behörde nicht erkennbar (Art. 37 Abs. 3 BayVwVfG)
	Nr. 1: örtliche Zuständigkeit (außer örtlich fixierte

Sache, Abs. 2 Nr. 3)
	Besonders schwerwiegender Fehler:

Verstoß gegen grundsätzliche Wertvorstellungen (im Zweifel eher enge Auslegung)
	„Betrifft die

Nichtigkeit nur einen Teil des Verwaltungsakts, so ist er im ganzen nichtig, wenn der nichtige Teil so wesentlich ist, dass die Behörde den Verwaltungsakt ohne den nichtigen Teil nicht erlassen hätte.“

	Nr. 2:

Urkundenmangel
	Nr. 2: Mitwirkung entgegen Art. 20 Abs. 1 Satz 1

Nr. 2 – 6 BayVwVfG
	
	

	Nr. 3:

Fehlende

Ermächtigung
	
	
	

	Nr. 4:

Unausführbarkeit
	Nr. 3: Verstoß gegen Organkompetenz (vgl. Art. 37 Abs. 1 Nr. 1 GO)
	Offenkundigkeit:

Evidenz bereits für in Rechtsdingen

unerfahrenen

Bürger
	

	Nr. 5: Straf- oder Bußgeldtatbestand
	
	
	

	Nr. 6:

Sittenwidrigkeit
	Nr. 4: Behördliche Mitwirkung fehlt
	
	


C. Folgen der

	Anfechtbarkeit
	Nichtigkeit

	Art. 43 Abs. 1 Satz 1 BayVwVfG:

„Ein Verwaltungsakt wird ... in dem Zeitpunkt wirksam, in dem er ... bekanntgegeben wird.“
	Art. 43 Abs. 3 BayVwVfG:

„Ein nichtiger Verwaltungsakt ist unwirksam.“

	Art. 43 Abs. 2 BayVwVfG:
„Ein Verwaltungsakt bleibt wirksam, solange und soweit er nicht zurückgenommen, widerrufen, anderweitig aufgehoben oder durch Zeitablauf oder auf andere Weise erledigt ist.“
	Art. 44 Abs. 5 BayVwVfG:
„Die Behörde kann die Nichtigkeit jederzeit von Amts wegen feststellen; auf Antrag ist sie festzustellen, wenn der Antragsteller hieran ein berechtigtes Interesse hat.“

	§ 42 Abs. 1 VwGO:

„Durch Klage kann die Aufhebung eines Verwaltungsakts (Anfechtungsklage) ... begehrt werden.“
	§ 43 Abs. 1 VwGO:

„Durch Klage kann die Feststellung ... der Nichtigkeit eines Verwaltungsakts begehrt werden, wenn der Kläger ein berechtigtes Interesse an der baldigen Feststellung hat (Feststellungsklage).“
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